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Ergebnisprotokoll 

21. Sitzung des IT-Planungsrats 

Datum: 

13. Oktober 2016 

Ort:  

Bundesministerium des 
Innern (BMI), 
Alt-Moabit 140, 
10557 Berlin, 
Raum C.0.430 

Uhrzeit: 

10.00 Uhr bis 13:05 Uhr 

 

Leitung: 

  
Bund) 

Sitzungsunterlagen: 

 Tagesordnung 

 Teilnehmerliste 

 Anlage I: 
1.1. Protokollerklärung des Freistaates Bayern zu TOP 3 
1.2. Protokollerklärung des Freistaates Sachsen zu TOP 3 

 Anlage II: Folien zu den Vorträgen 
2.1. Präsentation des Gutachtens   
        
2.2. Vorstellung des aktuellen BSI Lageberichts 

 

Kategorie A: Einführung  

 

TOP 1 Begrüßung 

Der Vorsitzende des IT-Planungsrats (IT-PLR), Bund), begrüßt die 

Mitglieder und ständigen Teilnehmerinnen und Teilnehmer zur 21. Sitzung und bedankt 

sich für die konstruktive Diskussion am Vorabend. Er weist auf die Tischvorlage mit den 

Daten für den Online-Zugang zu den Sitzungsdokumenten und den Entwürfen der Presse-

mitteilungen des IT-Planungsrats hin. Zudem kündigt er an, dass zu Beginn der Mittags-

pause für die Webseite des IT-Planungsrats ein neues Foto der Mitglieder aufgenommen 

wird. 

Herr Staatssekretär  begrüßt 

 und kündigt als weiteren Gast  

 an. 
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Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit fest und hebt als Schwerpunktthemen der Sit-

zung „FITKO“, „Ausbau des Nationalen Waffenregisters (NWR II)“, „Portalverbund“ und das 

„Digitalisierungsprogramm des IT-Planungsrats“ hervor. Er bittet die Teilnehmer, der Ge-

schäftsstelle etwaige Protokollerklärungen im Anschluss an die Sitzung im Wortlaut zur 

Verfügung zu stellen. 

Das Protokoll der 20. Sitzung wird mit den im Vorfeld der Sitzung von den Ländern Baden-

Württemberg (BW), Sachsen (SN) und Mecklenburg-Vorpommern (MV) eingebrachten Än-

derungen verabschiedet. 

Auf Antrag des Landes Berlin (BE) wird TOP 30 („Maßnahme E-Government Kompetenz“) 

von der Grünen Liste genommen und am Ende der Sitzung aufgerufen. Die Tagesordnung 

wird mit dieser Änderung bestätigt. 

Die Grüne Liste umfasst die Tagesordnungspunkte 9, 12-15, 17, 19, 20 und 22-29.  

 

 Die Grüne Liste wird ohne Aussprache en bloc beschlossen. Die 

Tagesordnungspunkte 10 und 27 wurden im Vorfeld der 21. Sitzung auf die 22. Sitzung 

vertagt. 

TOP 2 

Diskussion über das Gutachten  
 mit dem Vorsitzenden des Nationalen Normen-

kontrollrats,   

Herr Staatssekretär übergibt das Wort an den 

 Dieser erläutert, dass der  im Zuge seines 

Mandats, sich mit der Effizienz von Verwaltungsverfahren zu befassen, bisher vier Gutach-

ten erstellt hat. Zu den Kernaussagen des aktuellen Gutachtens  

 gehört, dass Deutschland 

auf dem Digitalisierungsindex der Verwaltung 2016 im europäischen Vergleich nur Platz 18 

(hinter Italien und der Republik Zypern) belegt. Es zeichnet sich eine drohende Auseinan-

derentwicklung der Digitalisierung des öffentlichen Bereichs einerseits und des wirtschaftli-

chen und privaten Bereichs andererseits ab.  

 

 

 

 Der IT-Planungsrat sei 

das geeignete und einzige Gremium, um die entsprechende Veränderung zu steuern. Al-

lerdings könne nur mithilfe der notwendigen finanziellen Ressourcen und Verbindlichkeit 
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der Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern eine signifikante Verbesserung der Plat-

zierung Deutschlands auf dem EU-Digitalisierungsindex erreicht werden. 

Der Vorsitzende des IT-Planungsrats dankt  für seine Ausführungen - 

insbesondere zu den strategischen Zielvorstellungen - und eröffnet die Diskussion. Auf 

Nachfrage des Vertreters des Freistaates Sachsen (SN),  

erläutert der Vorsitzende des , dass die Anbindung an das Bundeskanzleramt wichtig 

sei, um die politische Priorität des Projektes zum Ausdruck zu bringen. Die Digitalisierung 

der Verwaltung habe aus Sicht des  in der Vergangenheit auf den obersten politischen 

Ebenen nicht den Stellenwert gehabt, den sie verdiene. Um voran zu kommen, sei das 

deutliche Signal wichtig, dass die Bundeskanzlerin hinter dem Projekt stehe. 

Der Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen (NW), , legt dar, dass er zwar 

nicht alle Aussagen des  Gutachtens teile, es insgesamt aber als sehr hilfreich emp-

fände. Insbesondere begrüße er den Ansatz des , auf bestehende Lösungen zurück-

zugreifen. Die entscheidende Herausforderung der Digitalisierung der öffentlichen Verwal-

tung in Deutschland läge darin, die heterogene IT-Landschaft der Bundesländer miteinan-

der kompatibel zu machen. 

Der Vorsitzende des  stimmt zwar im Grundsatz zu, weist aber ergänzend darauf hin, 

dass man in den kommenden Jahren auch mit völlig neuen technologischen Schüben 

rechnen müsse. In diesem Zusammenhang müsse sich der IT-Planungsrat die Frage stel-

len, ob es sinnvoll sein könne, dass sich die öffentliche Hand - nach dem Vorbild der USA - 

bei der Auftragsvergabe neuer technologischer Entwicklungen an Universitäten und wis-

senschaftliche Einrichtungen engagiere. Hinter der technologischen Entwicklung in den 

USA in den 70er und 80er Jahren hätten massive Aufträge der öffentlichen Hand gestan-

den. Bestrebungen in Frankreich, dies nachzuahmen, seien jedoch gescheitert. Insofern sei 

der IT-Planungsrat mittelfristig gefordert, sich auch strategisch mit dem Thema der Digitali-

sierung der öffentlichen Verwaltung zu befassen. 

Der Vertreter des Landes Hessen,  begrüßt das Gutachten 

und plädiert dafür, die industriepolitische Dimension nachhaltig auf der politischen Ebene 

zu verdeutlichen. Laut dem Vertreter aus Bremen zeige das Beispiel des neuen Personal-

ausweises, dass die Technik in Deutschland oft auf relativ hohem Stand sei - die Verwal-

tung jedoch oft Vorbehalte gegen den Einsatz der neuen Techniken hege. Es brauche ei-

nen entsprechenden Mentalitätswandel in der Verwaltung. Der Vertreter des Landes 

Schleswig-Holstein, , verweist ergänzend auf das Problem, dass die Digi-

talisierung in dem klassischen Wettbewerb der Haushaltsverhandlungen aktuell immer ver-

liere. Grund dafür sei die bisher vorherrschende Ideologie, dass der Einsatz von Informati-
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onstechnologie dem Zweck der Konsolidierung und Effizienz diene. Die Ausführungen des 

NKR signalisierten jedoch einen Richtungswechsel. Der Vorsitzende des  bestärkt dies 

dahingehend, dass man zunächst investieren müsse, um später einen Einsparungseffekt 

erzielen zu können. 

Die Vertreter des Landes Baden-Württembergs, des Deutschen Städtetags und des Deut-

schen Städte und Gemeindebunds betonen die Bedeutung der kommunalen Ebene für die 

erfolgreiche Digitalisierung der Verwaltung und bitten den Vorsitzenden des  die Dis-

kussion zukünftig auch in diese Richtung zu steuern. 

 bietet abschließend an, sich in einem halben Jahr mit Blick auf die Bun-

destagswahl und die nachfolgenden Koalitionsverhandlungen erneut mit dem IT-

Planungsrat zusammen zu setzen und die Lage zu bewerten. Der Vorsitzende des IT-

Planungsrats dankt für das Angebot, das er perspektivisch für die Sommersitzung 2017 

aufnimmt. 

Kategorie B: Schwerpunktthemen 

 

TOP 3 Föderale IT-Kooperation (FITKO) 

Der Vorsitzende dankt der Bund-Länder AG „FITKO“ für ihre gute Arbeit. 

, Vertreter des Landes Hessen, weist ergänzend darauf hin, dass die Oberfi-

nanzdirektion Frankfurt die Einschätzung des Hessischen Ministeriums der Finanzen be-

züglich der Umsatzsteuerbefreiung von FITKO voll umfänglich teilt. 

Der Vorsitzende hält fest, dass das Land Niedersachsen einen geänderten Beschlussvor-

schlag übermittelt hat, der nunmehr zur Abstimmung steht.  

 

 

 

 

Der Beschluss wird ohne Gegenstimme mit zwei Enthaltungen  gefasst. 
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Beschluss 2016/24 

1. Der IT-Planungsrat nimmt das Konzept der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Föderale IT-

Kooperation (FITKO) Projektphase 4 - Umsetzungsvorbereitung“ für eine rechtsfähige 

Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) in gemeinsamer Trägerschaft aller Länder und 

des Bundes zur Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat beabsichtigt die Errichtung der gemeinsamen Anstalt gemäß Kon-

zept und auf Basis des von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe entworfenen Errichtungs-

beschlusses.  

3. Der Vorsitz des IT-Planungsrats wird gebeten, die Konferenz des Chefs des Bundes-

kanzleramts mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder 

(Chef BK/ CdSK) über dieses Vorhaben zu informieren und folgende Beschlussemp-

fehlung zu unterbreiten: 

„Die Konferenz des Chefs des Bundeskanzleramts mit den Chefinnen und Chefs der 

Staats- und Senatskanzleien der Länder nimmt den Bericht des IT-Planungsrats auf 

der Grundlage des Konzepts ‚Föderale IT-Kooperation (FITKO) Projektphase 4 - Um-

setzungsvorbereitung‘ zur Kenntnis und unterstützt das Vorhaben des IT-Planungs-

rats. Sie bittet den IT-Planungsrat, die erforderliche Anpassung des Vertrags über die 

Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim 

Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern v. 

1.4.2010 (BGBI I S. 662) in die Wege zu leiten und zu begleiten.“ 

4. Der IT-Planungsrat beauftragt das Land Hessen, nach Beschlussfassung der Chef BK/ 

CdSK einen Aufbaustab gemäß Umsetzungskonzept einzurichten, der seine Arbeit im 

Januar 2017 aufnimmt. Die für den Aufbaustab benötigten finanziellen Mittel werden 

vom IT-Planungsrat zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus bittet er seine Mitglieder, 

die erforderlichen Schritte zur Anpassung des Vertrags über die Errichtung des IT-

Planungsrats und über die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informa-

tionstechnologie in den Verwaltungen von Bund und Ländern v. 1.4.2010 (BGBI I S. 

662) einzuleiten. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe wird beauftragt, diesen Prozess zu 

begleiten. 
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Ergebnis der Abstimmung: 

J N E 

15 0  

 

TOP 4 
Regulärer Bericht des IT-Planungsrats zur Vorlage für die Besprechung 
ChefBK/CdS 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass der Bericht zur Vorlage an die Besprechung des 

Chefs des Bundeskanzleramts mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanz-

leien der Länder angesichts der Ergebnisse der Sitzung des IT-Planungsrats aktualisiert 

und angepasst werden muss. Auf Empfehlung der Abteilungsleiter soll der Tagesordnungs-

punkt daher im Anschluss an die Sitzung im Umlaufverfahren beschlossen werden. 

Der Vorschlag der Beschlussfassung im Umlaufverfahren wird einstimmig angenommen. 

 

 

Beschluss 2016/25 

Der IT-Planungsrat wird über die Beschlussempfehlung an die Konferenz ChefBK/CdS im 

Nachgang zur 21. Sitzung im Umlaufverfahren entscheiden. 

Ergebnis der Abstimmung: 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 5 Ausbau des Nationalen Waffenregisters (NWR II) 

Der Vorsitzende berichtet, dass - nachdem das Koordinierungsprojekt zur Einrichtung eines 

nationalen Waffenregisters (NWR I) erfolgreich abgeschlossen ist - nunmehr der Vorschlag 

der Errichtung eines neuen Koordinierungsprojektes zum Ausbau des Nationalen Waffen-

registers mit einer gemeinsam von Bund und Ländern zu betreibenden Kopfstelle (NWR II) 

vorliegt. Der Beschlussvorschlag wird ohne Enthaltung einstimmig angenommen. 
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Beschluss 2016/26 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den erfolgreichen Abschluss des bisherigen Koordinie-

rungsprojektes „Umsetzung der ersten Stufe des Nationalen Waffenregisters (NWR I)“ 

zur Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat stimmt der Einrichtung eines neuen Koordinierungsprojektes „Er-

weiterung und Ausbau des Nationalen Waffenregisters (NWR II)“ unter Federführung 

des Bundes und des Landes Baden-Württemberg zu. Damit kann die erforderliche 

Schnittstelle zwischen Innenministerkonferenz (IMK) und IT-Planungsrat effektiv si-

chergestellt werden. 

3. Der IT-Planungsrat sieht dabei konkrete Unterstützungsmöglichkeiten in den Berei-

chen Aufbau und Betrieb der „Kopfstelle“ (NWR II) sowie der Gestaltung von Sicher-

heitstechniken im Zusammenwirken mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Informa-

tionstechnik (BSI). 

Ergebnis der Abstimmung: 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 6 Portalverbund 

Der Vorsitzende skizziert kurz die wesentlichen Elemente der Diskussion des Vorabends. 

Der Vertreter des Freistaates Bayern,  gibt die bereits in die in die Vorbe-

sprechung der Abteilungsleiter eingebrachte Erklärung zu Protokoll: „Bayern geht davon 

aus, dass alle Maßnahmen aus dem Koordinierungsprojekt für Länder und Kommunen nur 

empfehlenden Charakter haben. Darüberhinausgehende Festlegungen sind zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht möglich und auch nicht notwendig.“ 

Es werden keine Änderungen am Beschlussvorschlag vorgenommen. Der Beschluss wird 

ohne Enthaltung einstimmig gefasst. 
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Beschluss 2016/27 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Projektsteckbrief der Arbeitsgruppe „Portalverbund“ zur 

Kenntnis und richtet hierzu ein Koordinierungsprojekt unter Federführung des Bundes 

ein. 

2. Der IT-Planungsrat beauftragt das Koordinierungsprojekt „Portalverbund“ mit der wei-

teren Konzeption des Portalverbunds. Dabei sind die im Projektsteckbrief enthaltenen 

Ziele und Aufgabenfelder zu berücksichtigen. 

Ergebnis der Abstimmung: 

J N E 

17 0 0 

 

Kategorie C: Informationssicherheit 

 

TOP 7 

Vorstellung des BSI-Lageberichts durch den Präsidenten des Bundes-
amts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI), 

 

Der Vorsitzende begrüßt den Präsidenten des Bundesamts für Sicherheit in der Informati-

onstechnik (BSI), , und übergibt ihm das Wort.  

fasst das Lagebild zur aktuellen Cybersicherheit zusammen (siehe Anlage 2.2). Zu den 

Eckdaten der aktuellen Bedrohungslage gehören weltweit über 560 Millionen Schadpro-

gramme, über 56.000 bekannte Identitätsdiebstähle in Deutschland, täglich 390.000 neue 

Schadprogramme mit einem signifikanten Anstieg sowohl der Wirkungsbreite als auch der 

Spezialisierung, Angebote des „rent a bot“ or „buy a bot“  für DDoS Angriffe für nur 30$ bis 

70$ pro Tag, Zunahme ungezielter Randsomwareprogramme, sowie die Zunahme gezielter 

Angriffe in den Bereichen des öffentlichen Gesundheitswesens, des Finanzmarktes, der 

Energieversorgung, des Rüstungsbereichs und des öffentlichen Transportwesens. Zu den 

neueren Entwicklung zählt der Aufbau von extremen Drucksituationen beim Einsatz von 

Randsomware. Der Fokus des Einsatzes von „Advanced Persistent Threats“ (APTs) liegt 

aktuell in Südostasien und Russland. Er kann sich jedoch jederzeit auf Europa verschieben. 
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Der Präsident des BSI hebt hervor, dass Cybersicherheit eine Voraussetzung ist, damit die 

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung gelingen kann. Zentrales Element ist eine abge-

stimmte Kooperation zwischen Bund und Ländern. In diesem Kontext stellt der BSI Präsi-

dent die Dienstleistungen des BSI vor. Er bietet Bund und Ländern seine Kooperationsbe-

reitschaft an und stellt speziell auf den jeweiligen Bedarf zugeschnittene Unterstützungsan-

gebote in Aussicht. 

Der Vorsitzende des IT-Planungsrats dankt dem Präsidenten des BSI für seine Ausführun-

gen und eröffnet die Diskussion. Zu der Frage des Vertreters des Freistaates Sachsen, in-

wieweit Eingriffe in Herzschrittmacher und Insulinspritzen möglich sind, erläutert  

 dass die Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden könne, dem BSI jedoch 

keine Informationen vorlägen, dass derartige Angriffe bisher operativ durchgeführt worden 

seien. Er nimmt zudem die Anregung des Freistaates Sachsen entgegen, mit Bezug zum 

Thema „Cloud“ das Treuhandverhältnis zwischen Microsoft und T-Systems (ICT) rechtlich 

eingehend zu begutachten. 

Bezüglich der niederschwelligen Überlegungen in einigen Bundesländern, eine Art BSI auf 

Länderebene aufzubauen, empfiehlt der Vorsitzende des IT-Planungsrats den betreffenden 

Ländern, sorgfältige Überlegungen bezüglich der qualitativ und quantitativ benötigten 

Grundkapazitäten anzustellen. Wichtig aus Sicht des IT-Planungsrats sei in jedem Fall eine 

gute Zusammenarbeit zwischen Bundes- und Länderinstitutionen. Essenzielle Vorausset-

zung der Zusammenarbeit sei zum Beispiel ein gutes - zwischen Bund und Ländern ab-

geglichenes - Lagebild. 

Zur abschließenden Frage aus Mecklenburg-Vorpommern zur Vertrauenssicherheit von US 

Software verweist  auf die Möglichkeit der Zertifizierung von Software 

durch das BSI. Die Erteilung entsprechender BSI Sicherheitszertifikate sei zwar oft sehr 

langwierig - die Prüfung sei jedoch entsprechend gründlich. Das BSI sei bestrebt, seine 

Beurteilungskapazitäten weiter auszubauen. 

TOP 8 
Verbindliches Meldeverfahren zum Informationsaustausch über Cyber-
angriffe 

Der Vorsitzende betont, dass im Rahmen des Kaminabends Einigkeit über die zunehmend 

kritische Bedrohungslage erzielt wurde, die eine engere Bund-Länder Zusammenarbeit er-

fordert. 

Es werden Änderungen am Beschlussvorschlag vorgenommen. Zudem stellt der Vorsit-

zende auf Nachfrage von  (Freie und Hansestadt Hamburg) erstens klar, dass 

der IT-Planungsrat bis Ende des Jahres Ergebnisse der Arbeitsebene erwartet: Die AG In-
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foSic wird in der Sondersitzung der Abteilungsleiter im Januar 2017 über Zwischenergeb-

nisse und Fortschritte berichten. Zweitens verdeutlicht der Vorsitzende, dass der Arbeits-

auftrag an die Fachebene - im Sinne der Diskussion des IT-Planungsrats der 19. Sitzung - 

pragmatisch zu verstehen ist. Sollte die Besprechung der Abteilungsleiter im Januar fest-

stellen, dass ein zu umfassender Katalog entsteht, werde sie diesem entsprechend entge-

gen wirken. Der Vertreter des Landes Baden-Württemberg, , ermuntert die Mit-

glieder des IT-Planungsrats abschließend im Sinne des Beschlussvorschlags aktiv auf die 

Arbeitsebene einzuwirken. 

Der Beschlussvorschlag wird mit den vorgeschlagenen Änderungen ohne Enthaltung ein-

stimmig angenommen. 

Beschluss 2016/28 

1. Der IT-Planungsrat bittet die AG Informationssicherheit, einen abgestimmten Umset-

zungsvorschlag für die Formalisierung des gegenseitigen Informationsaustauschs zwi-

schen Bund und Ländern innerhalb des VerwaltungsCERT-Verbundes (VCV) inkl. der 

Festlegung der meldepflichtigen Ereignisse und Schwellwerte unter Beteiligung des 

VCV zur 22. Sitzung vorzulegen. Der Vorschlag soll auch Empfehlungen zum Errei-

chen der erforderlichen Verbindlichkeit und zur Evaluierung des Meldeverfahrens ent-

halten. 

2. Der IT-Planungsrat empfiehlt seinen Mitgliedern die Einführung verbindlicher interner 

Meldeverfahren und bittet sie, die dafür erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

3. Darüber hinaus bittet er die Arbeitsgruppe Informationssicherheit, zu seiner 

22. Sitzung einen abgestimmten Referenzprozess auf Grundlage der bereits beste-

henden internen Meldeverfahren bei Bund und Ländern zur Unterstützung bei der Ein-

führung eines landesinternen Meldeverfahrens sowie Empfehlungen zur Nutzung von 

bestehenden Systemen zur automatisierten Gewinnung von Erkenntnissen über die 

Sicherheitslage bei Bund und Ländern vorzulegen. 

Ergebnis der Abstimmung: 

J N E 

17 0 0 
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Kategorie D: Maßnahmen des IT-Planungsrats 

 

TOP 10 Geokodierungsdienst  

Der Tagesordnungspunkt ist auf die 22. Sitzung verschoben. 

TOP 11  Steuerungsprojekt Föderales Informationsmanagement (FIM) 

Die Befassung mit den Tagesordnungspunkten 11 und 12 erfolgt aus zeitlichen Gründen 

vor dem Tagesordnungspunkt 7. 

Der Vorsitzende dankt dem Land Sachsen-Anhalt für die gute Projektleitung und allen Be-

teiligten für die Unterstützung des Projektes. 

Es werden Änderungen am Beschlussvorschlag vorgenommen. Dieser wird ohne Enthal-

tung einstimmig angenommen. 

Beschluss 2016/29 

1. Der IT-Planungsrat beschließt, das Föderale Informationsmanagement (FIM) ab dem 1. 

Januar 2017 auf Basis der Umsetzungskonzeption (Feinkonzept FIM) als Anwendung 

gemäß der jeweils geltenden Regelungen zum Betrieb und zur Weiterentwicklung der 

Anwendungen des IT-Planungsrats zu führen. 

2. Der IT-Planungsrat bittet die Federführer Sachsen-Anhalt und den Bund, das Feinkon-

zept FIM umzusetzen. 

3. Der IT-Planungsrat beschließt auf der Grundlage der Teilnahme der Länder und des 

Bundes die Finanzierung der Anwendung FIM. Die Finanzierungsanteile des Bundes 

und der beteiligten Länder ergeben sich aus der Anlage 1 des Beschlusses. 

4. Die Anwendung Leika wird mit der Entstehung der Anwendung FIM zum 1. Januar 2017 

in den FIM-Baustein „Leistung“ überführt. Die Verwaltungsvereinbarungen der Länder 

und des Bundes für die Anwendung Leika werden zum 31. Dezember 2016 aufgehoben. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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TOP 16 Steuerungsprojekt „Unterschrift Unterwegs“ 

Der Vorsitzende übergibt das Wort an , Berichterstatterin des Landes Rheinland-

Pfalz (RP). Sie berichtet über die konzeptionelle Neuausrichtung des Projekts und bittet, die 

vorhandenen Restmittel in den Haushalt 2017 zu übertragen und der Verlängerung des 

Projekts bis Ende 2017 zuzustimmen. Der entsprechende Beschlussvorschlag wird ein-

stimmig ohne Enthaltung angenommen. 

Beschluss 2016/30 

Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht des Landes Rheinland-Pfalz zur Kenntnis und be-

schließt, das Steuerungsprojekt "Unterschrift Unterwegs" bis zum 31. Dezember 2017 zu 

verlängern. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 18 Digitalisierungsprogramm des IT-Planungsrats 

Der Vorsitzende fast die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion des Vorabends zusam-

men. Demnach sollen je drei konkrete Vorhaben aus Sicht der Bürger und der Unterneh-

men auf einer Empfehlungsliste für die umgehende Digitalisierung erfasst werden. Grund-

sätzlich sollen bei der Auswahl folgende drei Fragen als Richtschnur dienen: (i) Welche 

Lösungen existieren bereits, auf die man zurückgreifen könnte? (ii) Wie sieht deren Archi-

tektur aus? sowie (iii) Sind diese Lösungen „portalverbundfähig“? Die Umsetzung der Vor-

haben erfolgt in Arbeitsgruppen, die - orientiert an diesen Grundsatzfragen - jeweils ein An-

liegen prüfen.  (HH) weist darauf hin, dass in diesem Kontext ggf. auch rechtli-

che Änderungen herbeizuführen sind. 

Es werden Änderungen an dem Beschlussvorschlag vorgenommen.  
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Beschluss 2016/31 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Konzeptvorschlag „Digitale.Verwaltung.Jetzt – Das Digi-

talisierungsprogramm des IT-Planungsrats“ des Bundes zur Kenntnis und begrüßt die 

Zielsetzung, in einem Digitalisierungsprogramm zügig IT-Verfahren zu verbreiten, die 

die gemeinsame IT-Infrastruktur nutzen und so besonders nutzerfreundliche digitale 

Verwaltungsdienstleistungen für alle Bürgerinnen und Bürger sowie die Wirtschaft an-

bieten.  

2. Der IT-Planungsrat bittet den Vorsitz, zu einer gesonderten Abteilungsleiterrunde im 

Januar 2017 einzuladen, an der neben den interessierten Ländern auch Vertreter der 

kommunalen Spitzenverbände und der zuständigen Fachministerkonferenzen teilneh-

men. Dabei sollen auch Projektanregungen der Fachministerkonferenzen berücksich-

tigt werden. Bis dahin wird seine Geschäftsstelle Vorschläge für Projektsteuerungs-

gruppen und deren Arbeitsprozesse und  

-strukturen erarbeiten. Ziel der Abteilungsleiterrunde soll sein, konkrete Projektvor-

schläge zu identifizieren und dem IT-Planungsrat umgehend zur Billigung vorzulegen. 

3. Der IT-Planungsrat wird die zuständigen Fachministerkonferenzen in die Umsetzung 

der Projekte einbeziehen.  

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

16 0  

 

TOP 21 Konzeption des Fachkongresses 

Der Vorsitzende übergibt das Wort an die Freie Hansestadt Bremen (HB). Der Berichter-

statter, , fasst die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion des Vorabends 
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zusammen und kündigt an, dass der nächste Fachkongress vom 25. bis 26. April 2017 in 

Bremen veranstaltet wird. Der Vorsitzende weist ergänzend darauf hin, dass der IT-

Planungsrat den Vorschlag einer künftigen Zusammenlegung des Fach- und Zukunftskon-

gresses am Vorabend eindeutig abgelehnt hat, da die beiden Kongresse ein unterschiedli-

ches Zielpublikum erfassen. Stattdessen wird man sich bemühen, den Fachkongress zu 

modernisieren und attraktiver zu gestalten. Zwar werden die Ausstellungen des Fachkon-

gresses weiterhin ohne Industriebeteiligung stattfinden; die Veranstalter können jedoch 

ausdrücklich Vertreter der Wirtschaft als Impulsgeber oder Gastreferenten einladen. Bre-

men (HB) kündigt zudem an, den Fachkongress zu internationalisieren und Vertreter ande-

rer Länder (z.B. Österreich, Dänemark) einzuladen. 

Der Vorsitzende übergibt abschließend das Wort an , Leiter der Geschäfts-

stelle, der die Ergebnisse der Evaluation des vergangenen Fachkongresses vorstellt. Er 

unterstreicht die insgesamt positive Resonanz - betont aber auch, dass die Geschäftsstelle 

gebeten wurde, in der Sitzung die mangelnde Teilnahme der Mitglieder des IT-Planungs-

rats als größten Kritikpunkt an der Veranstaltung zur Sprache zu bringen. Der Vorsitzende 

weist auf eine Vereinbarung aus dem Kaminabend hin, wonach ab 2018 eine der Sitzungen 

des IT-Planungsrats mit dem Fachkongress zusammengelegt werden wird, um den Mitglie-

dern des IT-Planungsrats die Teilnahme am Fachkongress terminlich zu erleichtern. 

Beschluss 2016/32 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Zwischenbericht des Landes Bremen und der Ge-

schäftsstelle des IT-Planungsrats zum Fachkongress des IT-Planungsrats 2017 zur 

Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat nimmt die Fortschreibung der Konzeption für den Fachkongress 

des IT-Planungsrats zur Kenntnis. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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Kategorie F: Grüne Liste (Ohne Aussprache) 

 

TOP 9 

Standardisierungsagenda 
a) Fortschrittsbericht Standardisierungsagenda 
b) Verbesserung der Prozesse von Standardisierungsvorhaben 

 

Beschluss 2016/33 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Fortschrittsbericht zur Kenntnis. 

2. Er hält die ressortübergreifende Abstimmung des in der Innenministerkonferenz entwi-

ckelten Standards für die Repräsentation des Namens natürlicher Personen zur Vorbe-

reitung seiner Beschlussfassung für erforderlich. 

3. Er bittet die Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT), zur 22. Sitzung ein Konzept 

für die Einrichtung einer entsprechenden Fachgruppe vorzulegen, und den erforderli-

chen Ressourcenbedarf zu benennen. 

4. Er bittet den KoSIT-Beirat, auf Basis der für die Fortentwicklung der Standardisie-

rungsagenda vorgestellten Lösungsansätze zur 22. Sitzung des IT-Planungsrats einen 

beschlussfähigen Maßnahmenkatalog vorzulegen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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TOP 12 Koordinierungsprojekt „Digitalisierung des Asylverfahrens“  

 

Beschluss 2016/34 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht des Koordinierungsprojektes „Digitalisierung 

des Asylverfahrens“ zur Kenntnis. 

2. Er bittet das Koordinierungsprojekt, die rechtliche und fachliche Umsetzbarkeit der 

Empfehlungen aus dem Abschlussbericht unter Beteiligung der Innenministerkonfe-

renz zu prüfen und die weitere Digitalisierung des Asylverfahrens zügig voranzutrei-

ben. Das Koordinierungsprojekt wird gebeten, dem IT-Planungsrat über das Ergebnis 

der Prüfung und den Umsetzungsstand anlassbezogen zu berichten. 

3. Er bittet die Innenministerkonferenz, erforderlichenfalls die zur Umsetzung der Emp-

fehlungen notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 13 E-Rechnung  

Der IT-Planungsrat nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 
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TOP 14 Cloud Computing 

 

Beschluss 2016/35 

1. Der IT-Planungsrat empfiehlt seinen Mitgliedern bei der Beschaffung von Cloud-

Diensten die Anwendung der in der Anlage enthaltenen Vorgehensweisen und Krite-

rien. 

2. Der IT-Planungsrat bittet den Bund, einen Mustervertrag im Sinne der „Ergänzenden 

Vertragsbedingungen für die Beschaffung von IT-Leistungen (EVB-IT)“ für Cloud-

Dienste auszuarbeiten. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 15 Der Governikus MultiMessenger als Anwendung des IT-Planungsrats 

 

Beschluss 2016/36 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht des Landes Rheinland-Pfalz zur Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat beschließt den Governikus MultiMessenger ab dem 1. Januar 2017 

als Anwendung gemäß der jeweils geltenden Regelung zum Betrieb und zur Weiter-

entwicklung der Anwendungen des IT-Planungsrats zu führen. 

3. Die Teilnahme an der Nutzung der Anwendung erfolgt auf freiwilliger Basis. Die Teil-

nahme ist gegenüber der Geschäftsstelle zu erklären. 
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Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 17a 
Anmeldung des Steuerungsprojekts „Einführung eines neuen Metada-
tenstandards für deutsche Open Data Portale“ 

 

Beschluss 2016/37 

Der IT-Planungsrat spricht sich dafür aus, das Projekt „Einführung eines neuen Metadaten-

standards für deutsche Open Data Portale“ als Steuerungsprojekt in den Aktionsplan 2017 

aufzunehmen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 17b Steuerungsprojekt „Förderung des Open Government“ 

 

Beschluss 2016/38 

Der IT-Planungsrat nimmt den Zwischenbericht zur Kenntnis und stimmt der Veröffentli-

chung des Zwischenberichts zu. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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TOP 19 Finanzplan 2017 

 

Beschluss 2016/39 

1. Der IT-Planungsrat beschließt den Finanzplan des IT-Planungsrats für 2017. 

2. Der IT-Planungsrat nimmt die Bedarfsanmeldungen des Finanzplans für 2018 zur 

Kenntnis. Der Beschluss des Finanzplans für 2018 soll in der Herbstsitzung 2017 des 

IT-Planungsrats erfolgen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 20 Aktionsplan des IT-Planungsrats 

 

Beschluss 2016/40 

Der IT-Planungsrat beschließt den Aktionsplan für das Jahr 2017. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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TOP 22 
Anforderungen an die Ausgestaltung von Experimentierklauseln im     
E-Government 

 

Beschluss 2016/41 

Der IT-Planungsrat beschließt auf Vorschlag der Kooperationsgruppe Strategie, die Maß-

nahme „Schaffung verbindlicher Experimentierklauseln für E-Government-Dienste“ den Ar-

beitsfeldern „Recht“ und „EGov-Dienstleistungen“ zur weiteren Bearbeitung gemäß des vor-

gelegten Vorschlags (Anlage 1) zuzuweisen und den Titel der Maßnahme in „Anforderungen 

an die Ausgestaltung von Experimentierklauseln im E-Government“ umzubenennen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 23 QR Codes auf Verwaltungsdokumenten 

 

Beschluss 2016/42 

Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht der Arbeitsgruppe QR-Codes zur Maßnahme „QR-

Codes in Verwaltungsdokumenten“ zur Kenntnis und bittet die Arbeitsgruppe, zur Frühjahrs-

sitzung 2017 einen Abschlussbericht vorzulegen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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TOP 24 IP Adressverwaltung  

 

Beschluss 2016/43 

1. Der IT-Planungsrat nimmt das IPv6 Routingkonzept für die öffentliche Verwaltung 

Deutschlands in der Version 1.0 zur Kenntnis. Der IT-Planungsrat billigt: 

a. mit dem Kapitel 4 die Routingprinzipien der öffentlichen Verwaltung, 

b. mit dem Kapitel 5 die zwei Szenarien der routingtechnischen Umsetzung.  

Der IT-Planungsrat bittet den Bund, die notwendigen Maßnahmen zur Absicherung 

des nachhaltigen Routings des IP-Adressraums der öffentlichen Verwaltung in Ab-

stimmung mit der IPv6 AG zu koordinieren. 

2.      Der IT-Planungsrat nimmt das Angebot der zentralen Verwaltung von IPv4-Adressen  

zur Kenntnis. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 25 Statusbericht Einheitlicher Ansprechpartner  

Der IT-Planungsrat nimmt den Statusbericht zur Kenntnis. 
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TOP 26 Sachstandsbericht und Verlängerung der eID-Strategie 

 

Beschluss 2016/44 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Sachstandsbericht der Projektgruppe eID-Strategie zur 

Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat bittet die Projektgruppe eID-Strategie um Fortsetzung der Arbeiten 

bis 2018. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 27 Organisationszertifikate  

Der Tagesordnungspunkt ist auf die 22. Sitzung verschoben. 

TOP 28  

Behördennummer 115 
a) Finanzierung der Behördennummer 115 
b) Strategie der Behördennummer 115  

Der Beschlussvorschlag wird  

 angenommen. 

Beschluss 2016/45 

1. Der IT-Planungsrat stimmt dem vom 115-Lenkungsausschuss vorgelegten Vorschlag 

zur Finanzierung des Finanzmehrbedarfs für 2017 bis 2021 zu. Die Finanzierung steht 

unter Haushaltsvorbehalt. 

2. Der IT-Planungsrat nimmt das vom 115-Lenkungsausschuss vorgelegte Strategiepa-

pier zur Weiterentwicklung der Behördennummer 115 für die Jahre 2017 bis 2021 

(2026) zur Kenntnis. 
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Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

14 0  

 

TOP 29 
Bericht des Vorsitzenden des Lenkungsgremiums Geodateninfra-
struktur Deutschland (GDI-DE) 

Der IT-Planungsrat nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 

TOP 30 Maßnahme E-Government Kompetenz 

Der Vorsitzende übergibt das Wort an den Vertreter des Landes Berlin.  

 (BE) bittet, eine Ergänzung im Beschlussvorschlag aufzunehmen, um das 

Selbstverständnis des IT-Planungsrats und die Empfehlung der Anwendung deutlicher zum 

Ausdruck zu bringen. Der Beschlussvorschlag wird mit dieser Ergänzung ohne Enthaltung 

einstimmig angenommen. 

Beschluss 2016/46 

Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht zur Maßnahme E-Government-Kompetenz und die 

Studie „E-Kompetenz“ (Becker et al. 2016) zur Kenntnis und empfiehlt Bund und Ländern, 

das in der Studie beschriebene Rollenmodell anzuwenden. Er dankt allen Beteiligten für die 

geleistete Arbeit. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 
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Kategorie H: Verschiedenes 

 

TOP 31 Engere Zusammenarbeit mit dem e-Justice-Rat 

Der Vorsitzende skizziert den Hintergrund des vorliegenden Beschlussvorschlags und er-

läutert, dass er , Vorsitzende des e-Justice-Rats, zum Informati-

onsaustausch in die 22. Sitzung des IT-Planungsrats eingeladen hat. Er fragt das nieder-

sächsische Mitglied des IT-Planungsrats,  ob er bereit sei, die 

Funktion des Berichterstatters für den e-Justice-Rat für den angegebenen Zeitraum zu 

übernehmen.  signalisiert Zustimmung. Der entsprechende Be-

schluss wird ohne Enthaltung einstimmig gefasst. 

Beschluss 2016/47 

1. Die Funktion des Berichterstatters des IT-Planungsrats für Sitzungen des e-Justice-

Rats wird von dem jeweiligen Mitglied des IT-Planungsrats übernommen, dessen Bun-

desland den Vorsitz des e-Justice-Rats stellt. 

2. Als Berichterstatter des IT-Planungsrats für Sitzungen des e-Justice-Rats wird daher 

das Mitglied des IT-Planungsrats aus Niedersachsen, Herr Staatssekretär Stephan 

Manke, ernannt. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 32 
Nutzung des besonderen elektronischen Anwaltspostfach bei Kontakt 
mit der Verwaltung  

Der Vorsitzende übergibt das Wort an den Vertreter des Landes Baden-Württemberg. Der 

Berichterstatter, Herr Dr. Hermann (BW), erläutert den Sachstand. Er bedauert den Rück-

verweis des ursprünglich von Baden-Württemberg vorgelegten Beschlussvorschlags in die 

Kooperationsgruppe Strategie, erklärt sich aber mit einer Überarbeitung auf Fachebene 

VolzJ
Hervorheben
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einverstanden. Der IT-Planungsrat fasst den entsprechenden Beschluss einstimmig ohne 

Enthaltung. 

Beschluss 2016/48 

1. Der IT-Planungsrat nimmt den Bericht des Landes Baden-Württemberg zur Kenntnis. 

2. Der IT-Planungsrat bittet die Kooperationsgruppe Strategie, die offenen Fragen zu 

klären und ihm einen Beschlussvorschlag zum weiteren Vorgehen vorzulegen. 

Ergebnis der Abstimmung 

J N E 

17 0 0 

 

TOP 33 Sonstiges / Nächste Termine 

Auf die Frage des Vorsitzenden nach weiteren Themen erkundigt sich der Vertreter des 

Landes Nordrhein-Westfalen,  nach dem aktuellen Stand der Umsetzung von 

UNICODE als neuen Standard. Der Leiter der Geschäftsstelle berichtet aus dem KoSIT 

Beirat, dass nach aktuellem Stand die Umsetzung weder fristgerecht zu erwarten noch ab-

sehbar ist. 

Der Vorsitzende stellt  als neuen Leiter der Unterabteilung IT I des Bun-

desministeriums des Innern (BMI) vor. Des Weiteren dankt er dem aus dem IT-Planungsrat 

ausscheidenden  für seine Arbeit als Vorsitz des IT-

Planungsrats im vergangenen Jahr und für seine aktive Beteiligung im Plenum.  

 bedankt sich für die interessante Zeit als Mitglied des IT-

Planungsrats und gibt seiner Hoffnung Ausdruck, dass der IT-Planungsrat die Kraft haben 

wird, deutliche Zeichen zu setzen und seine Anliegen effektiv voranzutreiben. Er werde 

künftig für das Berliner Abgeordnetenhaus tätig sein. 

 bedankt sich abschließend, dass er 2016 den Vorsitz des IT-

Planungsrats übernehmen durfte und übergibt das Wort an die Vertreterin des Landes 

Brandenburg, das im kommenden Jahr den Vorsitz des IT-Planungsrats inne haben wird. 

 (BB) erläutert die Zielsetzung Brandenburgs, im kommenden 

Jahr die Digitalisierung der Verwaltung weiter voranbringen zu wollen. Aufgrund ihrer 
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10jährigen Erfahrung als Hauptverwaltungsbeamtin in einer Kommune seien ihr insbeson-

dere die Belange der Kommunen nicht unbekannt. Sie freue sich, die Mitglieder des IT-

Planungsrats im kommenden Jahr in Potsdam begrüßen zu dürfen. 

Die Sitzung endet mit der Abstimmung der im Entwurf vorliegenden Pressemitteilungen. 

 

Im Auftrag 

Geschäftsstelle IT-Planungsrat 
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Deutschland: Wie der Aufstieg gelingen kann.“  
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